
Aktehzeichenz'

_„j„BA„11[5QQ„„
_ _

I m N a m e n d e 8 V o 1 k e*s

In Sachen

Beklagten und Revisionsklägerin,

‚’3

Verkündet ‚
'g

am 11„ März 1959

O
n

en

‘Klägerin und Revisionsbeklagte,

Eeiqela@e■z

hat der 1„ Senat des Bundessoziälgeriéhts auf die
mündliche Verhandlung vom 11„ märz 1959

für Recht @rkann■:—

'Die Reviéiön der Beklagten gegen das Urteil
des Landessozialgeriohts Hamburg vom 31.0kt0—

“ber 1957 wird zurückgewiesen„

Die Beklagte hat der Klägerin auch die Kosten

des Revisionsverfahrens zu erstatten„
.
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Die Klägerin‚ die seit Juli 1953 berufsunfähig und invalide ist,

erstrebt äie Geeamtrente aus den Beiträgen9 die sie zu den Renten—

vereicherungen der Angestellten (AV ) und der A_rheiter (JV ) ge—
leistet het„ Die Beklagte hat den Rentenansprueh für die Zeit vom
1, Januar 1957'en anerkannte Streitig ist noch, ob der Klägerin

die Rente auch für die Zeit vom 1„ August 195} bis 31° Dezember

1956 zustehto '

Die Beklagte lehnte den Renténantrag ab‚ weil die Anwartecheft

aus den Beiträgen der Klägerin erloschen sei„ Im Kalenderjahr

1950 habe sie
— statt 26 Beitragswochen — nur 15 Deitregswochen

und drei ErSatzwoohen zurückgélegt„ Die Helbdeckung sei nicht

erreicht; statt der hierfür erferderlichen 240 Beitragsmoneté

seien nur 235 nachgewiesen (Bescheid vom 14, Oktbber 1954)„‘

Das Sozialgericht Hamburghob den Bescheid der Beklagten euf und
verurteilte‘eie‚gder Klägerin die Rente vom 1„ August 1993 an
zu

gewähren; Die Klägerin hehe Weitere Beitragezeiten glaubhaft

gemacht„ Aus den Originalzeugnissen der ?irm31■erdinand H
hin Hamburg vom 11„ Januar 1924 und 110 Oktbher‘1930‚gehe herv0r,

daß die Klägerin dort u„e„ in der Zeit vom 1 Januar 1923'bis
—31„Dezember1923und vom1. August 1929bis 30; September1930
in angestelltenversieherungspflichtiger Tätigkeit als Verkäuferin
beschäftigt ge„esen'sei° Die Firma habe nach ihrer.Auskunft die

Pflichtbcitrüge ste te pünktlich entrichtet° Danach sei eine Bei—

trageleistung für ueite1 e 26 I■onate anzunehmen, die in der Bei—
ltregsüberSicht äer Beklagten nicht angeführt xorden seien„ Die
Hälbäéckung sei damit gegeben (Urteil ycm 15° März 1956)0

Das Landessoz lälr0“lC‘■ Hamburg Wi€8 — .achdem es die Lance ever—

sicherungm netalt Hamburg zum Verfahren beigelnden und den frühe—

ren Arbeitgeber und eine frühere Arbeitskollegin der Klägerin

als zeugen ge hört hatte ‚; die Berufung der Beklagten zurück:

Die Beitragsleietung wäh1end der eicreitigcn Zeiten sei im Sinne

von 5 6 des Fremd1entene und Auslandsrentengeeetzes (Frede ) vom

70 August 1955 (BGBl„ I S, 848) aus;eichend glaubhaft gemacht
{Das Pelzgés chäft H gehöre.zu den angesehenen und als solide
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a ‘".&bekannten Unternehmen in Hemburg° Wie der Inhaber der Firma als

Zeuge glaubwürdig bekundet habe? sei die Klägerin während der

fraglichen Zeitabecbnitte dort ständig beschäftigt gewesenq
'

Unter diesen Umständen sei davon auszugehen, daß die Klägerin

für das Jahr 1923 eine Versieherungskarte besessen habe? die

sie nicht umgeteuscht habe„ Das gleiche sei bei der Versicherungs—
karte mit den Beiträgen für die zeit vom 1„ August 1929 bis

‘ 500 September 1930 anzunehmena Beide Karten seien nicht vollge—

klebt gewesen und hätten deshalb noch nicht umgetauscbt zu

werden brauchen„ Die Klägerin habe damit zwar gegen_die in ihrem

Interesse liegende bmtauséhrflicht verstoßen; dies bedeute aber

‘nicht$ daß die geleisteten Beiträge verfallen seien„ Es müßten

nur strengere Anforderungen an die Glaubhaftmaehung gestellt

werden@ iuf Grund der Beweissufnehme erscheine die Beitrags—

'leistung glaubhaft (Urteil vom 11„ Oktober 1957)„

"Das LendessoZialgericht ließ die Revision zu? weil die Frage9 ob

auch für Versieherungsverhältnisse bei der‚Beklagten beim Fehlen

von Versichefungsunterlegen Gleubhaftmechung genüge9 grundsätze

liche Bedeutung habe, Die Bekleg e legte gegen das ihr am
)

"3„ Januar 1958 zugestellte Urteil des Lendeseozielgerichts
am

37„ Januar 1958 Revision ein mit dem Antrag„ unter Aufhebung

'der Urteile des Landess Zielgerichts und des Sozialgerichts die

' Klage ebzuweisen‚ 30weit Leistungen für die Zeit bis zum 310De—

zember 1956 streitig seien„ Sie begründete die Eevision (inner_

halb der bis zum 30 April 1958 verlängerten Begründungsfrist)

am 20 ipril l958:Gerügt werde die unrichtige Änwendung des

@ 6 FredeG„ Zu Unrecht bäbe des lendessozialgérieht die Glaub—,

haftmeehung wéiterer Beitragszeiten zugelassen und sich mit der

hierdurch herbeigeführten geringeren Überzeugung von der “guten

' ■ögliehkéit" weiterer_Beitrageleistungen begnügt„ Durch @ 6
FredeG werde nur der Personenkreis geschützt‚ der9 durch die

Folgen des Krieges seiner Beweismittel beraubt9 keine Höglich—
keit habe, sich die Nachweise von Versicherun$sträger zu ben

schaffen, weil dieser-nicht mehr bestehe oder nicht erreichbar

seio Die Beklagte habe—im Jahre 1953 die Versichertenkonten

der früheren.Reichsversieherungsenstelt für Angestellte über—

nommen9 die mit wenigen; namentlich belegten ‚benennen voll—

ständig ernelten'seieno Bis hi raus in den Jahren 1945 bis 1955-
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_ 4 _“
gefertigten Beitr■esübersichten und Kontosuszüge heitten stets
als vollwertige B©Weisnittel gegolten° In Anbetracht der voll—
ständigen VefßiCherungsunterlagen hätte 13s Lendessozialgericht

sich vollen Beweis zu SLiner an Gewi! 3he1t grenzenden Überzeugung

von der Wahrheit der behaupteten Beitragslcistung versehsffen
müssen„ Hierzu habe die Beweisaufnahme des Landessozialgerichts

nicht eueéereicht„ Die Zeuegen hätten keine positive Kenntnis über
die Versicherung der Klägerin erlangt und seien nicht in der Lage
gewesen, genaüe Angaben über die Beitrageleistung zu machen° Aus

d■f blüß■■ B■■■bäftigung der Klägerin und ßer angeblichen
Ser1081tät ihres Atbe1tgebers könne nicht gesch108sen werden‚ daß-

die Beiträge tatsächlich und in der richtigen Höhe geleistet wer»
den seien„ Die V0flnstanzen hätten insoweit die Grenzen des Rechts
der freien Beneiswürdi gung überscnrit ten und in unzuläs siger
Weise private Kenntnisae Verdertg■„

Die Beigela■en®hat von einer Stellungnahme abgesehena

Die Klägerin ließ sich im Revisionsverfahren nicht vertreteno

Die Revision der Beklagten ist form— und fristgeeecht eingelegt
und 0Td■unßggémäß begründet werden; sie ist statthaft„ weil das

Landessozialsericht sie im angefochtenen Urteil nach 5 162 Abs„ 1
9Nr„ 1 äes SOZi■lg@bichtsgesetzes (SGG) zugelassen hat; sie ist

aber nicht begründsto ' '

Bas Landeséozialgekicht ist zutreffend davon auSgegangen9 daß

die Klägerin die Rente für die Zeit bis zum 319 Dezember 1956

\nur beanspruchen kann wenn die Vera seetzungen des bis dahin
geltenden Rechts bei ihr erfullt sind (vgl Urteil vom 18 Novem—

‚ber 7958 " 1 RA l97/56 «) es hat auch richtig erkennt, daß der
\Rentenans pru0h äer Klägerin davon abh&ngt ob nie Anwart$chaft

aus den von ihr geleisteten Beiträgen — die nn si ch erloschen
iS?

? durch Halbdeckung 313 erhalten gilt (@ 32 AVG aoFo‚
@ 1265 &VO & F )„ £raglich kann 1u1 sein ‘ob bei der Berechnung
der Halbdeckung 8“Q1solche Beitragszeiten zu berücksichtigen
sind für die ein Nachweis durch Versicherungsunterlsgen nicht

möglich iSt die 0her im Sinne von %6 Premd■G glaubhaft gemacht
sind„ Das Landeva■ldlge“lcht hat dies e Frage mit Recht bejahto
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Die Reichsversicherungsenstnlt für Angestellte‚ zu der die

Klägerin Beiträge über die von der Beklagten anerkannten Ver;

sicherungszeiten hinaus geleistet haben will? ist ein still—

geleg@r Versicherungeträger im Sinne des FredeG (BSG. 4 8984

u„ 5391)° Dieéee Gesetz bestimmt nicht nur ausschließlich,

ob und in welchem Umfenge die Vereicherungeträger im Bundes—

gebiet und im Land Berlin Leistungen aus den Versicherungs—
zeiten (Beitrage— und Breetzzeitén)

zu gewähren haben7 die

bei stillgelegten Vereichervngsträgern zurückgelegt sind9 ee

bezeichnet in $ 6 auch die Voraussetzungen, unter denen die
Vereicherungezeiten als zurückgelegt gelten und damit für

die Wartezeit und Anwertecheft anzurechnen sowie bei der

RentenbereChnung zu
berückeichtigen sind„ In dieeer Vorschrift9

wie auch in den @@5 und 6 der Ersten Durchführungeverordnung

zumFredeGvom31.‚ Juli 1954(BGBLI 8 245), Wird unter}
schieden zwischen Versichefun€$2eiten„ die nachgewiesen sind,‘

und solchen? die‘gleubheft gemacht sind„ Das Gesetz sieht für

seinen Anwendungebereich'beide Arten der Beweisführung vor9
wobei sich der_in ereter Linie verlangte Nachweis von der.

Glaubhaftmechung nur durch den Grad der zu erzielenden Erkennt=

nis unterscheidet„ Während der Nachweis eine an Gewißheit
grenzende Währ30heinlichkeit erfordert, genügt für die Glaub—

haftmachung eine überwiegende Wahrscheinlichkeit„ die “gute

Köglichkeit"é änß sich der Vorgang so zugetrngen hat (BSG° 6

8° 142)„ Inden es die'Glaubheftmechung von Versicherungszéiten

zuläßt, hat das FrendRG äie Beweisführung erleichtert und dem
Umstand Rechnung getragen, daß unter den Kriege; und anhkriege_

verhältnieeen zahlreiche Vereieherungsunterlegenvunerreichbar_

‘éeworden oder in Verlust gernten'sind° Auf der gleichen Linie

liegt die Empfehlung äes Bundeeerbeitsminietere an die Renten—

vereicherun■sträger, wonach in allen Fällen des vollständigen

oder teilweisen Verlustes von Versicherungsunterlagen bei der

Berechnung von Renten in den gesetzlichen Rentenvereicherungen‘

die Vorschriften der @@5 und 6 ■er Ersten 3urchführungsver—

„ordnung zum Fremd■G angewandt Werden eollen‚‘euch wenn die

Versicherten nicht‘zum Personenkreis des Prend■G gehören,

V(BArbBlc 1955_S° 164)„
\
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‚_6'"

»Wie de3 Land esbzielgericht aus der Zweckbestimmung und der 5nt—

stehungegeechichte des % 6 FredeG zutreffend geschlossen hat,

ist die Glaubhe teachung von Versicherungezeiten9 deren Nachweis

nicht möglich ist, auch dann zulässig, wcnn_der Rentenenspruch

auf eine_Beitrageleietung zur Reichsvcreicherungsanstalt furl
_

Angestellte gestützt und gegen die Beklagte geltend gemacht wird°

De i'ür Leistungen aus den Beiträgen zur ReichevereiCherungsan—

et1lt für Angestellte des lredeG gilt, muß im Streit um*diese
Leistunév en auch @ 6 dieses Gesetzes angewandt werden„ Diese“

Vorschrift geht davon aus, daß Unterl% en zum Nachweis der Ver—

eicherungezeiten fehlen; sie unter scheidet dabei nicht, ob sie

dem Vers 10henungetr ger oder dem Ve‘sicherten verloren gegangen

sind sondern bezieht eich gleiChcrmaßen auf beide Fälleo @ 6

Fre11dRG ist daher entgen ren der Aneicht der Belzlegten nicht schon

deshalb au3geecthseen‚ weil die Beklagte die im wesentlichen

erhalten gebliebenen Vereiche1tenkontcn der Reiche ve1eicher unge—

enetalt 1ür Angestellte verwalt ct Die Anwendung der V rechrift

entfällt auch nic■nt-deehalb.9 weil die Klägerin nicht zum Kreis

der Flüchtlinge und Vertriebenen gehört, sondern stets im Bundes—

_gebiet gewohnt und gearbeitet hat() Die Befugnis, nicht'nechweis-

bare Vereicherungezeiten glaubhaft zu machen, ist nach dem

FremdfiG nicht einem engeren ?ersonenkreis vorbehalten, etwa nur

solchen Personen? die bei nicht mehr erreichbaren Ver eicherunge»

trägern euße rhalb des Bundesgebiet
e und des Landes Berlin ver—

sichert waren und die aus diesem Grunde ihre Versichérungszeiten

nicht mehr nachreieen ltönnen„ Auch innerhalb der VereiCherten

_der Reichsvers icherunge anstelt für Angestellte können keine

Unterschiede 3e nach ihrer Herkunft und ihrem früheren tohnprt
gemacht werdeno Sondervorechriften für Flüchtlinge und Zuv‚enderer

finden sich im FredeG nur in 9 4 Abeo 3. Von der gesetzlichen

Möglichkeit‚ Vereieherungezeitcn glaubhaft zu machen, können
vielmehr alle ?ersonen Gebrauch machen, deren Vereicherungever—

hältnieee unte 1 des ; redeG fallen und die Leistungen nach die—

sem Gesetz beens pruchen„ Die Versicherungeverhältnisse bei der

Reichever icberu% eenetalt für Angestellte sind hiervon nicht

ausgenommena‚ '
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hie Voraussetzungenq unter denen 5 6 Abe„ ? Satz ? Fremd RG

die Glenbheftmechung von
Versicherungszeiten zuläßt (Fehlen

von ausreichenden Naehweieen über Versicherungszeiten7 Ent-

gelten oder entrichteten Beiträgen) können auch erfüllt sein,

obwohl das Kontenarchiv der Reichsversicherungsenstalt für

Angestellte zum größten Teil erhalten geblieben isto Es
braucht nicht geprüft zu werden‚ inwieweit die Behauptung

der Beklagten zutrifft, diese Versichertenkonten hätten — mit

wenigen genau bekannten Ausnahmen‘ die Ereignisse des Krie—

vgee und der Hachkrigezéit ohne Schaden überetandenp es seien
in der Vergangenheit stets alle Vorkehrungen getroffen wor—
den9 die etwaige Verluste bei diesen Unterlagen als ausge—
schlossen erscheinen lassen° Die BeWeiskreft9 die diesen

Unterlagen als öffentliche Urkunden zukommt (5% 118 SGG9

418 zeo)‚ kann jedenfalls nur insoweit hestehen„ als Unter—
lagen zur Reichevcrsicherungeanstnlt für Angestellte gelangt

sind und dort aufbewahrt_wuréen„_Soweit dies geschehen ist9

haben?wie die Beklagte mit ReCht‘anführt‚ die Beitragsüber—
sichten und —hescheinigungen‚ nie auf Grund des Kontenarchivs

‘der ReichsversiCherungsenetalt für Angestellte erstellt wurden9

im Verfahren bei Versicherungeträgern und bei den Gerichten

regelmäßig vollen Be■eis über die bescheinigte Beitragsléistüng

verbrachtß Auch kann aus dem Vorhandensein von fortlaufend '

numerierten und mit Beitragemnrken oder Entgeltbescheinigüngen

versehenen Versicherungskerten eines Versicherten regelmäßig '

.geschloseen werden9 daß dieser innerhalb des durch die Verein

chernngskarten gedeckten Zéitreums keine weiteren als die

hierin nachgewiesenen Beitragszéiten in der Rentenversiche—

rung der Angestellten zürückgelegt_hat„ Insoweit — aber auch

nur insoweit — läßt sich dem Kontenärchiv ( ersicherungs—

konten unä umgetouschte Versicherungskarten) der Beklagten

der von ihr behauptete positive unä negative Beweiswert viel—

leicht beimessen„DieseBeweiskräft trifft jedochnichtin
dem gleichen Maße zu? soweit es sich um Zeiten handelt‚ für

‘die des Kontenerchiv der Reichsvercicherungsenstelt für Ange—

stellte keine Unterlagen des Ver8i0herten enthältl Hier kann

auf das Fehlen von Beiträgen ; nur
deshalh9 weil das Konten?

arehiv keine Beitragsleietung auswéiet
— nicht immer und nicht

mit Sicherheit geschloseen werden‚ Beiträge zur Rentenver-
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sicherung de Angestellten sind nach dem seit 1923 geltenden

Recht nicht erst mit dem Eingang der Versicherungsunterlagen

bei der Reichsversicherungsanetalt für Angestellte, sondern

schon mit dem Einkleben der Beitragsmarken in die Versiche—

rungskerte wirksam geleistet (@ 176 AVG a„F„). Erfahrungsge—

mäß sind Vereicherungskerten — namentlich wenn sie noch nicht

mit Beiträgen vollgeklebt waren — sei es aus Unkenntnis oder

Nachläesigkeit oder weil die Karten noch nicht zum Umtausch

heranstehen‚ vielfach im Besitz der Versicherten gebliebene

Schon uue diesem Grunde kann das Kontenarchiv der Reichsver—
eicherungsanetalt für Angestellte „ von den Kriegsverlusten

bei dieser selbst ebgesehen
+ nicht vollständig sein und nicht

alle Unterlagen der Versicherten enthalteno Hiervon geht ge—

rade die Regelung in @ 179 AVG a„Fo aus, wonach derjenige‚ der
den rechtzeitigen Umtausch der VGTSiChGrungskarte versäumt hat‚v

im Streitfall beweisenmuß‚ daßdie Anwartschaft erhalten ist„
Wie der Senat entechiedenhat (Urteil vom22„ Mai 1958 _ 1 RA
119/57 —)‚ leäte üiese mit dem'1° Januar 1957 außer Kraft ge-
tretene Vorschrift weder‘eine BewéisführungspfliCht im Sinne ‘

dee Zivilprozeßrechts noch eine sonst über die Regeln des
Offizialverfahrens hinausgehende Beweislast fest„ Ihre Bedeu—

tung erechöpfte sieh darin? daß der Versicherte? der seiner
Umtauschpflicht nicht oder nicht rechtzeitig nachgekommen war?
der‘Rechts ermutung verlustig ging, die in @ 190 £VG a„F„ in

Verbindung mit @ 1445 EVO a.,”F0 fur das Bestehen und die Wirk„.
eamkeit_des Ve_eicheruhgsverhältnisses anhalten ware Soweit

— wie hier —
Leistungen auf Grund des FredeG streitig sind?

geht dem@179 AVGa‚F„ die Vorschrift in @6‘Fremd■Gals die
besondere Vorschrift vor° Dem Verlust der Versioherungekarte

(Gebrauchskerte) trug auch die Beitragsordnung der AV„ vom

21„ November1924„(89310I sg 745) in den -35 25 €. Rechnung;

sie ließ in @26 Abs„ 1 sogar eine Glaubhaft machung des Karten—

'inhelte auf Grund einer zuverlässigen Auskunft des Arbeitge—

here9 der Einzugstclle o&er der Mitarbeiter zu? Im vorliegenden

Streitfall sieht es dee Lendeesozialgericht als über■iegend

wahrscheinlich an? daß die Klägerin Versicherungskarten mit

eingeklebtcn Beitragsmarkcn für die etreitigen Zeiten besessen9
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aber nicht zum Umtausch eingereiéht häbe„ so daß Sie nicht
in des Kontenarchiv der Reich°veroicheruneeenstelt für An—

gestellte gelangt sind Unter eloleben UFQU<ÜÖCÜ is t aber

ein Nachweis‚ daß weitere Beiträge geleistet wurden, als

die bei der Beklagten eufbewahrten Unterlagen eueweieen9
regelmäßig möglich (vgl° Beschluß vom 20„ November 1956

— 1 RA 87/56 —)„ Dieser Nachweis ist nicht nur im $inne‘

eines vollen Beweieee, sondern auch im Wege der Glanbhaft—

'macnung noch 5 6 FredeG möglieho

Da das KontenerChiv der Reicheversicherungsanetelt für

Anageetellt e keine Unterlagen für die von der Klägerin

behaupteten weiteren Beitragszeiten enthält und auch

sonstige Neebxeiee nicht vorliegen, genügt es9 venn
die

in 5 6 1be„ 1 Nr„ 2 EredeG angegebenen Vorauseetzungen
_in der in 5 6 Abso 3 angeführt en Weise glaubhaft gemacht

werden„ Hier sieht das Gesetz — ebenso wie in @ 5 Abs„ 11

der Ersten Durchführung8verordnung
— als Mittel der Glaub-

_heftmaehung»Arbeitsbescheinigungen oder sonstige als zu—

verlässig zu erachtende Unterlagen vor. Ob sich hieraus

— wie der 4„ Senat entschieden hat (BBG 6 S 142) „ eine
*'Besehränkung der für oie Glenbhäftmeehung geeigneten Beweis—

mittel ergibt‚ die der Gefähr eines Hißbreuchsentgegenwir—
ken soll„ oder ob es eich nur um eine beopielhafte Aufzählung

von besondere geeigneten Beweiemitteln handelt, durch die

andere für die Gläubhaftmachung nennt zugelassene-Beweis—
meittel (@ 294 Z?O) nieht ausgeschlossen sein eollen‚ kann

hier äehingeetellt bleibeno Denn die von der Klägerin
*lvorgelegten Zeugnisse der Firma H« „ die ihre Beschäf—

tigung als Verkäuferin in dieser Firma während der streiti-=

gen Zeiten ausweieen, sind als Ärbeitebescheinigungen im

Sinne des Gesetzes anzus eben° Da es sich um Originalzeug—

niese handelt‚ deren Richtigkeit der Inhaber der Firma bei

seiner Vernebmung als Zeuge überdies ausdrücklich bestätigt
hat; bilden-sie auch zuverleeeigé Unterlagen für die Beweis—

führungo Sie geben die Art éer B% eheftigung der Klägerin

wie auch die Zeiten, vährend de1er sie besChäftigt war?

hinreichend bestimmt en° Da das Gesetz an die Glenbhaft—
machung geringere_Anförderungen stellt als an die Führung
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@ lO.°f'

des Heebweiees, braucht sie nicht dazu zu führen„ dem’Gerieht

eine Gewißheit zu vereohafren, die jeden Zweifel oder jede Mög—

lichkeit des Gegenteile au eschließt Im übrigen unterliegt es

der freien'Bewe'i ewürdigung des le ndee ezialgerichts, ob und in—

wieweit es
nur Grund der Unterlagen die behauptete Beitragsleietung

als wl ubheft ansehen will; Der Senat kann daher nur trüfen‚_ob.

d;

eichtspunkte folgerichtig und irrtumsfrei gewertet beta Dies

Lendessozielgericht die nach der Sachlage maßgeblichen Ge—(i]

trifft aber zug Bas Lendeeeozielgerieht hat ausführlich die Grün—

.de dargelegt, aus denen es zu der Aufieseung gelangt ist, die

Klägerin habe für das Jahr 1925 wie auch für die nicht durch Ver—

sieherungeunte rlegen gedeckten Beschäftigungezeiten in den Jahren

1929 und 1950 je eine (Beitragemerken enthaltende) Versicherungs—
karte besessen; diese Unterlagen habe sie durch Kriegseinwirkun—

gen verloren„ Mit dieser11■eetetel_lung hat das Lendeeeoz1il C“ericht

weder gegen die Denkgesetze noch gegen allgemeine Erfahrunge—

eätze verstoßen° Sie erscheint auch nicht willkürlich, zumal sich

des Landeesozielgericht nicht mit den vorgelegten Zeugnissen

begnügt9 sondern den Arbeitgeber und eine Arbeitskollegin der
Klägerin als Zeugen gehört hatt Die hieraus gewonnene Erkenntnis

kommt dem Nachweis einer—Beitragsleistung nahe, wie er von der

Beklagten verlangt wird„ ßs ist auch nicht zu beanständeny daß

das Lendesspzielgericht, als es die Zuverlässigkeit der Unter—
lagen prüfte, seine Kenntnis von dem allgemeinen Ansehen und

dem Ruf der Firma B verx:értet hat Richtig iet zwar?
daß der Richter sein privates „ieeen bei der Urteilsfindung

regelmä*ßig nicht vervenden de.rf Dies gilt 3edoeh nicht für

offenkundige‘l Eateechen (@ 291 210 in Verbindung mit @ 202 SGG)

-Dieee bedürfen keines Beweiseeo Die Off enkundigkeit einer Tet—
sehhe br3ucht nicht in allen Lendesteilen gleicherzneßen zu be—.

stehen9 sie kann sieh auch auf bestimmte_örtliche Bezirke be—

schränken (HJYR1954 80 1656)„ wenn die Richter des Lendessoziel—

geriehts ■émburg‚ die seitlich aus dem räumlich kleinen Bezirk
dieses GeriChts stammen, ein genügend sicheres Wissen von dergf

Qualität der genannten Firha,besaßenl brauchte ihnen die$es

Wissen nicht mehr durch eine Beweisaufnehae vermittelt zu werden,
In übrigen hat des Landesscziälg0richt seinen Schluß nicht allein
eue dark Kenntnis der Verhältnisse‚ sondern auch aus dem Eindruck

gezogen„ den der Inhaber der E"rma bei seiner Vernehmung als
“1

Zeuge auf das Gericht gemacht hat. Wenn es daher auf Grund der
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_»11 „

originalzeugnisee in Verbindung mit der Aussage des Firmen—

inhabers zu der Überzeugung gekommen ist‚ die Klägerin habe

eine volle Beitrageleietung während der Bereitigen Zeiträume

'gleubhaft gemacht, so hat es damit die Grenzen seines Rechts

der freien Beweiswürdigung nicht verletit„

Da_glaubheft'éemechte Renténvereicherungszeitem nach % 6‘

PredeG allgemein den nachgewiesenen gleichgestellt sind?

eind sie auch bei der Berechnung der Halbdeokung zu be“
rückeichti€eno Unter Hinz rechnung von 26 Beitragsmonaten

ist aber die Halbdeckung für die Klägerin gegeben und ihr

hentenanepruch auch für die Zeit bis zum 31„ Dezember 1956

begründete Der Revision der Beklagten muß daher der Erfolg

versagt bleiben„ '

Die Koetenenteeheidung bernht auf 5 395 SSC—G°
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